Wien, Donnerstag, den 2. November 1899. 


XXXII. Jahrgang. Nr. 44. 


Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


Herausgegeben von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Moritz Perles, Verlagsbuchhandlung in Wien, I. Seilergaffe 4 (Graben). 


Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 5 fl., halbjährig 2 fl. 50 kr. 
viertelſährig 1 fl. 25 kr. Für das Ausland jährlich 10 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 10 fl. = 20 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ZUM 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorhergehender Vereinbarung. — Reclamationen, wenn un ver ſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der 
jeweiligen Nummer Berückſichtigung finden. 


Jnhult: 


Das Religionsbekenntniß der Kinder nach öſterreichiſchem Recht. 
Von Oreft Illaſiewicz. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Poſtweſen iſt ein eigentliches Verwaltungsgeſchäft des Staates, Die ftaatz 
liche Poſtanſtalt dient daher der Erfüllung wichtiger Verwaltungsaufgaben 
und kann infolge deſſen nicht als „gewerbsmäßig betriebene Unternehmung“, 
beziehungsweiſe als „Betrieb“ im Sinne des Krankenverſicherungsgeſetzes 
angeſehen werden. 

Mit bildlichen Darſtellungen verſehene Correſpondenzkarten der im $ 4 Pr.⸗G. 
bezeichneten Art (ing. Anſichtskarten), welche, wenngleich an ſich unſträflich, 
in Text oder Bild einem politiſchen Gedanken Ausdruck geben, ſind der 
Begünſtigung des § 9 alinea 2 (§ 23 alinea 3) Pr.⸗G. nicht theilhaftig. 

Notiz. N 
Perſonalien. — Erledigungen. 


Das Religionsbekenntuiß der Rinder nach öler- 
reichiſchem Recht. 
Von Oreſt Illaſiewicz. 


Bei Prüfung der Literaturt über unſere Frage fällt vor allem 
die Incongruenz der Interpretation auf, die den bezüglichen Geſetzes- 
beſtimmungen zutheil wurde. Die Verſchiedenheit der Reſultate, die 
aus den einzelnen Betrachtungen über diefe Frage ſich ergeben haben 
und die mit Rückſicht auf Inhalt und Urheber gewiß Exiſtenzberechti⸗ 
gung beanſpruchen dürfen, deutet auf die Schwierigkeiten, welche ein 
Verſuch, unſer Thema befriedigend und objectiv zu löſen, bieten mag. 

Doch nicht nur die Literatur, auch die Rechtſprechung ſteht 
unter dem Banne dieſes Schwankens. Behörden von der rechtlichen 
Autorität eines Cultusminiſteriums und Verwaltungsgerichtshofes 
produciren zu verſchiedenen Zeiten principiell verſchiedene Erläſſe und 


1 Porubszky, Kritiſche Beleuchtung der neuen öſterr. Geſetze vo 

25. Mai 1868 in S Zeitschrift für Kirchenrecht von Dove und Sn 1870. 
Bd. IX. S. 1 ff.; eine mit —t— gezeichnete Abhandlung über die Beſtim⸗ 
mungen des öfterr, Geſetzes vom 25. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, bezüglich des 
Religionsbekenntniſſes der Kinder und insbeſondere die Frage des Confeſſions⸗ 
zwanges bei dem unmündigen ehelichen Sohne eines Confeſſionsloſen in der 
Samitſch ſchen Zeitſchrift für Geſetzgebung etc. 1877 S. 289 ff; von Scherer, 
die Kinder der Confeſſtonsloſen in Verings Archiv für Kirchenrecht, Jahrgang 1883 
N. ur Ed. 43, S. 122 ff; v. Scherer, Nochmals die Kinder der Confeſſtonsloſen 
id. N. J., Bd. 44. S. 251 ff. gegen Thaner, das Religionsbekenntnis von 
Kindern der ſogenannten Confeſſionsloſen in Grünhut's Zeitſchrift für das Privat⸗ 
und öffentliche Recht der Gegenwart, Jahrgang 1883, 10. Bd., Seite 598 ff; 
v. Huſſarek, die teligiöfe Erziehung der Kinder nach öſterreichiſchem Recht,, in 
Grünhut's Zeitschrift, Jahrgang 1896, 23. Bd., S. 600 ff; Henner im öfter- 
reichiſchen Staatsworterbuch Artikel „Interconfeſfionelle Verhältniſſe“ II, 1. S., 
15155; Mayrhofer Pace, Handbuch des Verwaltungsdienſtes, 5. Auflage, 
IV. Bd., 1. Lieferung, 45. Heft, S. 39 ff. — Weitere Literaturangaben ſiehe bei 
Henner a. a. O. und bei Huſſarek a. a. O. 


Urtheilsſprüche?, die einander ausdrücklich entgegenſtehen. Dies deutet 
mehr als alles auf den ungeklärten Stand der vorliegenden Frage, 
welcher immer wieder deutlich erkennbar wird, wenn über concrete 
Rechtsfälle zu entſcheiden iſt, die ſich nicht aus dem Geſichtswinkel 
des bloßen Geſetzestextes befriedigend löſen laſſen. 

Als authentiſche Geſetzesquellen kommen für unfer Thema in 
erſter Linie in Betracht das interconfeſſionelle Geſetz vom 25. Mai 1868, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 49 und das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch in den 
§§ 139 und 140; in zweiter Linie find zu vergleichen das Staats— 
grundgeſetz vom 21. December 1867, R.-G.⸗Bl. Nr. 142 und die 
Schulgeſetze, beſonders das Reichsvolksſchulgeſetz vom 14. Mai 1869, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 62, beziehungsweiſe das Geſetz vom 2. Mai 1883, 
ferner das Geſetz vom 25. Mai 1868, R.-G.⸗Bl. Nr. 48, enthaltend 
„grundſätzliche Beſtimmungen über das Verhältnis der Schule zur 
Kirche“, das Geſetz vom 20. Juni 1872, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 86 und 
vom 17. Juni 1888, R.⸗G.⸗Bl. Rr. 99, betreffend die Beſorgung 
des Religionsunterrichtes. Zu berückſichtigen find auch die Verord— 
nungen des Miniſteriums für Cultus und Unterricht und die Ent- 
ſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes, die am geeigneten Orte 
angeführt werden. 


J. 


1. Das interconfeſſionelle Geſetz iſt, wie ſich ein Autor zu— 
treffend äußert,? ein iudicium finium regundorum, fein Zweck ift 
alſo Grenzregulirung zwiſchen den einzelnen Religionsgebieten. Das 
civiliſtiſche Bild dieſes Autors ſteht in vollem Einklang mit der 
officiellen Bezeichnung des Geſetzes, welches erlaſſen wurde, „um die 
interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger in den darin an— 
gegebenen Beziehungen zu regeln“. Nachdem nun die einzelnen Staats- 
bürger in interconfeſſioneller Beziehung nur als Glieder von Religions— 
geſellſchaften in Betracht kommen, ſo bedeutet die Regelung dieſer 
Verhältniſſe nichts anderes als eine Regelung des Verhältniſſes der 
Religionsgeſellſchaften zu einander.“ Es ſoll alſo mit anderen 
Worten das Geſetz ſeinem Titel nach das bracchium saeculare nur 
zur Erhaltung des Beſitzſtandes, zur Durchſetzung geſetzlich begründeter 
ſubjectiver Rechtsanſprüche der einzelnen anerkannten Religionsgeſell— 
ſchaften leihen; gleichwohl enthält es aber auch Beſtimmungen, welche 
keineswegs ſubjective, von vornherein begründete Rechtsanſprüche einer 
Religionsgenoſſenſchaft ſchützen und durchſetzen ſollen, ſondern viel— 
mehr aus Erwägungen der Staatswohlfahrtspflege den Beſitzſtand 
dieſer oder jener Religion durch das Medium der Erziehungsberechtigten 
vermehren.? Denn die Kinder confeſſionsloſer Eltern etwa, welch’ letztere 


2 Vergleiche z. B. die Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes vom 
26. April 1877, vom 22. April 1882, vom 18. April 1884 und die Erläſſe des 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 18. October 1872, Nr. 4608 
und 7869 und vom 3. December 1883, Nr. 21.694. 

3 Huſſarek, a. a. O., S. 619. 

Vergleiche auch Mayrhofer⸗Pace a. a. O., S. 39, Anm. 1. 

5 Interconfeſſioneller Geſetz⸗Artikel 1, Ainea 4. 
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vielleicht wieder von confeſſionsloſen Eltern ſtammen und aus einem Lande 
kommen, das entgegen dem öſterreichiſchen Recht Kindern confeſſions⸗ 
los zu bleiben geſtattet, können doch von keiner Religionsgeſellſchaft recht- 
lich beanſprucht werden. Und doch zwingt das interconfeſſionelle Geſetz 
auch ſolche Eltern, wie wir weiter unten ſehen werden, ihre Kinder 
einer geſetzlich anerkannten Religion zuzuweiſen, wobei der betreffenden 
Kirche doch kein Rechtsſchutz, ſondern nur eine zufällige Vermehrung 
ihres Beſitzſtandes zutheil wird. Hier wird nicht das Intereſſe einer 
Kirche ſondern das Intereſſe des Staates gewahrt, weil für letzteren 
die religiöſe Erziehung der Kinder von Wichtigkeit iſt. Inſoferne liegt 
hier keine Maßregel zur Grenzregelung inter confessiones vor, 
ſondern nur ein ſubjectives Eingreifen der Staatsgewalt im ſtaatlichen 
Intereſſe, eine der ſtaatlichen Wohlfahrt und Rechtspflege gewidmete 
Norm und nicht die Befriedigung der Anſprüche einer Religions- 
geſellſchaft. 

Dieſe Seite des interconfeſſionellen Geſetzes zeigt alſo, daß die 
officielle Bezeichnung desſelben zu eng iſt.“ Allerdings wird dabei 
von uns präſumirt, daß die Confeſſionsloſen keine geſetzlich anerkannte 
Religionsgenoſſenſchaft bilden, ein Satz, deſſen Richtigkeit weiter unten 
begründet werden wird. 

2. Schon der Artikel 1, Minea 1 des interconfeſſionellen Ge- 
ſetzes iſt für den Geiſt desſelben ſehr bezeichnend. Es beſtimmt darin 
nämlich, daß eheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder der 
Religion ihrer Eltern folgen, ſoferne beide Eltern demſelben Bekennt— 
angehören. Dieſer Satz leitet das Geſetz ein, er iſt als Normalfall 
an die Spitze desſelben geſtellt und enthält ius cogens. Jede dispo⸗ 
fitive Durchbrechung dieſes zwingenden Rechtsſatzes erſcheint ausge— 
ſchloſſen, der entſchiedene, keiner Deutung bedürftige Wortlaut geſtattet 
demnach den Eltern in dieſem Falle nicht, ihren Kindern ein beliebiges 
Religionsbekenntniß zu geben oder ſie ohne Religionsbekenntniß zu 
belaſſen.“ Der Staat, der an der religiöſen Erziehung der Kinder 
auch unmittelbar interreſſirt ift, begnügt fich alfo nicht mit der Ver- 
fügung, daß die Kinder eine allgemein religiöſe Erziehung erhalten 
ſollen und ſtellt die nähere Specialiſirung dieſes Satzes nicht in das 
Belieben der Eltern. Der Beweggrund tritt klar hervor: es ſollte 
eben durch das interconfeſſionelle Geſetz die Grundlage für ein fried— 
liches Nebeneinanderleben der einzelnen Religionsgeſellſchaften gegeben 
werden, und auch der in Rede ſtehende Rechtsſatz war dazu beſtimmt, 
einer etwaigen, von welcher Seite immer kommenden Einflußnahme 
auf die Eltern vorzubeugen, jeden Zündſtoff zwiſchen den einzelnen 
Religionsparteien zu entfernen. Daher ſind auch Reverſe an Vorſteher 
oder Diener einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft oder an andere 
Perſonen über das Religionsbekenntniß, in welchem Kinder erzogen 
und unterrichtet werden ſollen, wirkungslos. Man muß eben in 
Betracht ziehen, daß das interconfeſſionelle Geſetz die Concordatsära 
in Oeſterreich officiell einſargt und den paritätiſchen Staat inaugurirt. 
Daher erſcheint dieſe Beſchränkung der freien elterlichen Beſtimmung 
als eine Präventivvorſchrift gegen doloſe Beſitzſtörung zwiſchen den 
einzelnen Religionsgenoſſenſchaften. 


6 Dies ergibt fich auch daraus, daß, obgleich das Geſetz vom 25. Mai 1868, 
N.⸗G.⸗Bl. Nr. 49, die interconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger regeln 
ſoll, dasſelbe auch auf Ausländer unter gewiſſen Vorausſetzungen Anwendung 
findet. Vergleiche die Miniſterial⸗Verordnung vom 18. Jänner 1869, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 13, ſodann Kirchlehner „Zeitſchrift für Verwaltung“ 1878, Nr. 36 und 
Mayrhofer-Pace S. 39, Anm. 1 und ©. 42, Anm. 2. 

7 Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes von 27. September 1879, 
Budwinski 568. — Es ſcheint der Geſetzgeber vom principiellen Gedanken geleitet 
geweſen zu ſein, daß die Religion der Eltern in allen Fällen für das Bekenntniß 
der Kinder mehr oder weniger maßgebend fein ſoll. So ſehr auch dieſes Princip im 
Geſetze zur Durchführung gelangt, ſo werden wir doch im Folgenden bemerken 
können, daß dies nicht lückenlos geſchehen ift. Vergleiche —t— a. a. O. S. 294 
und von Huſſareks Kritik der lex lata und feine Vorſchläge de lege ferenda 
a. a. O. S. 633 und 650 ff. 

8 Bei dieſer in Artikel 1, Minea 5, des interconfeſſionellen Geſetzes gez 
gebenen Beſtimmung kann es ſich nur um die Ungiltigkeit vor dem ſtaatlichen 
Forum handeln, mit anderen Worten um die Erklärung, daß etwaigen aus dem 
Reverſe reſultierenden Anſprüchen jeder Rechtsſchutz verſagt bleibt. Vor dem Forum 
der Kirche mögen ſolche Verträge wirkſam erſcheinen; aber eine ſtaatlich anerkannte 
Rechtspflicht zu ihrer Erfüllung gibt es nicht. Es bedeutet demnach diefe Be- 
ſtimmung keine Verletzung jenes § 15 des Staatsgrundgeſetzes, in welchem allen 
anerkannten Religionsgeſellſchaften die Freiheit der inneren Ordnung gewährleiſtet 
wird, und kann dem Geſetze höchſtens Ungenauigkeit des Ausdrucks vorgeworfen 
werden. Vergleiche von Huſſareks Kritik und Vorſchläge a. a. O., S. 658 ff. 


3. Bei Miſchehen folgen nun gemäß Art. 1, Miner 2 des inter- 
confeſſionellen Geſetzes die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter 
der Religion der Mutter, doch können die Ehegatten vor oder nach 
Abſchluß der Ehe durch Vertrag feſtſetzen, daß das umgekehrte Ver⸗ 
hältniß ſtattfinden ſolle, oder daß alle Kinder der Religion des Vaters 
oder alle der der Mutter folgen ſollen. Wir ſehen aus dieſen Be⸗ 
ſtimmungen, daß der geſetzliche Begriff der „gemiſchten Ehe“ mit dem 
geſetzlichen Begriff der „Religion“ in weſentlichem Zuſammenhang 
ſteht. Denn eine gemiſchte Ehe liegt, wie ſich aus dem Geſetz ergibt, 
nur dort vor, wo ſowohl Vater als auch Mutter eine — aber nicht 
dieſelbe — Religion haben, der die Söhne, beziehungsweiſe die Töchter 
im Sinne des Art. 1, Minea 2, folgen können. Der Begriff „Religion“ 
im Rechtsſinne beſtimmt alſo auch den Begriff „gemiſchte Ehe“ im 
Sinne des Geſetzes. Und von der erſten Begriffsbeſtimmung, die wir 
weiter unten geben, hängt auch die Beurtheilung einer Ehe ab, in 
der ein Theil confeſſionslos iſt; dieſe Frage ſoll hier indeß noch 
offen bleiben. 

Uebrigens ſehen wir wieder die oben beſprochenen Vorſichtsmaß— 
regeln gegen Beeinfluſſung, Proſelytenmacherei (Wegtaufen) und daraus 
entſpringende Conflicte getroffen; denn auch hier iſt den Eltern die 
freie Beſtimmung des Religionsbekenntniſſes ihrer Kinder vom Geſetze 
nicht gewährt. Aber doch ift ihnen hier eine gewiſſe allerdings höchſt 
eingeſchränkte Actionsfreiheit gegeben; ſie können vertraglich entweder 
das umgekehrte Verhältniß eintreten laſſen oder einen Rechtszuſtand 
begründen, der trotz Vorliegens einer Miſchehe in ſeinen Wirkungen 
dem in Artikel 1, Alinea 1 gegebenen Effect einer glaubensgleichen 
Ehe entſpricht. Der Artikel 1, Minea 1 ift ius cogens, der Artikel 1, 
Alinea 2, innerhalb beſtimmter Schranken ius dispositivum. 

4. Dieſer in der Literatur übrigens nirgends näher bejprochene® 
Vertrag, durch den die Eltern die Normalbeſtimmung des Geſetzes 
abändern können, iſt ſeiner Natur nach ein privatrechtlicher Vertrag. 
Denn wenn er auch öffentlich rechtliche Beziehungen regelt, ſo iſt er 
doch ſeinem Weſen nach als eine Conceſſion des öffentlichen Rechtes 
an die private Perſönlichkeit der Ehegatten anzuſehen. Und eben in 
dem Umſtande, daß es ſich in dieſem Vertrage um öffentliches Recht 
handelt, finden die zahlreichen Beſchränkungen und Cautelen ihre 
Berechtigung, unter denen das Geſetz den Abſchluß des Religions— 
vertrages zuläßt. Es ſind dem elterlichen Vertragswillen durch das 
Geſetz ſo einengende Schranken gezogen, daß dieſer privatrechtliche 
Vertrag niemals Formen annehmen kann, welche mit der öffentlich- 
rechtlichen Natur des Vertragsgegenſtandes collidiren würden. Aber 
die Oeffentlichkeit iſt an dem Zuſtandekommen oder Nichtzuſtandekommen 
eines ſolchen Religionsvertrages gar nicht intereſſirt; denn kommt 
er nicht zu Stande, dann gilt eben die geſetzliche Regelung der Frage. 
Es iſt alſo dieſer Vertrag im Intereſſe der Ehegatten allein zugelaſſen 
und muß daher als ein privatrechtliches Inſtitut qualificirt werden. 

Darin zeigt der Religionsvertrag einige Aehnlichkeit mit dem 
Eheverkrage des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, denn auch dem 
Gegenſtande des Ehevertrages muß mit Rückſicht auf die hervorragende 
fundamentale Bedeutung der Ehe für das ſtaatliche Leben die öffent— 
lich⸗rechtliche Natur zuerkannt werden, was auch ſeitens des Staates 
dadurch geſchieht, daß er den Eheabſchluß vor der Kirchengemeinde, 
beziehungsweiſe vor der politiſchen Behörde vollziehen läßt. Und doch 
iſt der Ehevertrag ſeiner juriſtiſchen Natur nach ein privatrechtlicher 
Vertrag, aber nur unter fo zahlreichen Beſchränkungen und Cautelen 
zugelaſſen, daß der öffentlich-rechtliche Gegenſtand durch das privatrecht— 
liche Weſen des Vertrages nicht gefährdet werden kann. 

Der Religionsvertrag hat einen gebundenen, abgeſteckten Inhalt 
und nähert ſich auch dadurch wieder dem Ehevertrage des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches. Doch iſt er ſowohl was ſeine Subjecte, als 
auch was ſein Object anbelangt, beſonders qualificirt. Denn ein 
gewöhnlicher Vertrag kann, wie ſich aus der Vertragslehre des öſter⸗ 
reichiſchen Rechtes ergibt,!“ von Jedermann geſchloſſen werden, der 


9 Wenn auch über die rechtliche Natur des Religionsvertrages in der 
Literatur nirgends beſonders und ausführlich geſprochen wird, ſo muß doch auf 
die ſehr anſchauliche und ſcharfſinnige Betrachkung, welche von Huſſarxek in 
feiner trefflichen Abhandlung a. a. O. S. 604 ff. der rechtlichen Natur des Bekennt⸗ 
niſſes der Kinder im Allgemeinen widmet, verwieſen werden. 

10 Vergleiche allgemeines bürgerliches Geſetzbuch § 861-988; Krainz⸗ 
Pfaff, Syſtem des Privatrechtes, Band II, $ 312 ff. 
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rechts- und handlungsfähig ift; — ein Ehevertrag kann gemäß 8 47 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches von Jedermann geſchloſſen 
werden, inſoferne ihm kein geſetzliches Hinderniß — ſolcher gibt es 
nur eine conſtante Zahl — entgegenfteht.1! Der Religionsvertrag 
dagegen kann nur von Eltern eingegangen werden, und dies nur 
dann, wenn dieſe Eltern in einer gemiſchten Ehe leben, alſo 
Vater und Mutter verſchiedenen Glaubensbekenntniſſen angehören. Es 
ſind alſo Eltern, die beide dasſelbe Religionsbekenntniß haben, zur 
Abſchließung eines ſolchen Vertrages unfähig, ebenſo unbeſtritten auch 
Eltern, die beide confeſſionslos ſind und — wie weiter unten gezeigt 
werden wird — auch Eltern, von denen nur ein Elterntheil einer 
geſetzlich anerkannten Religionsgenoſſenſchaft angehört, während der 
andere confeſſionslos iſt.12 Das ift die Qualification des Religions- 
vertrages im Subject. 

Aber auch inhaltlich iſt er beſonders geartet. Denn ſein Object 
iſt die Beſtimmung des Religionsbekenntniſſes der Kinder, aber den 
Contrahenten iſt hiebei ein ſehr kleiner Spielraum gegeben; denn 
dieſer Vertrag kann nur einen dreifachen Inhalt aufweiſen: 1. es hat 
das geſetzliche Normalverhältniß umgekehrt einzutreten; 2. die väter⸗ 
liche Religion allein, oder 3. die mütterliche Religion allein für alle 
Kinder maßgebend zu fein. Es bewegt fih alfo der Vertrags-, Wille“ 
der Contrahenten nur zwiſchen zwei Punkten: väterliche und mütterliche 
Religion. Wollen demnach die in einer Miſchehe lebenden Eltern ihre 
Kinder keinem der beiden Bekenntniſſe zuwenden, ſo kann dazu nach 
öſterreichiſchem Recht nicht der Vertragsweg gewählt werden, ſondern 
es iſt dies entweder durch Confeſſionsloserklärung mindeſtens eines 
Ehegatten durchführbar — denn dann kommt Artikel 1, Minen 4 des 
interconfeſſionellen Geſetzes zur Anwendung — oder durch Übertritt beider 
oder eines Ehegatten zu jenem Glauben, dem ſie ihre Kinder zuführen 
wollen — denn dann ift im erſten Falle Artikel 1, Alinea 1 maß- 
gebend, im zweiten Falle kann ein neuer Vertrag abgeſchloſſen werden 
mit dem neuen Bekenntniß als conſtituirendem Vertragselement. 

Eigenthümlich iſt es, daß das Geſetz im Artikel 1, Alinea 2 
nur geſtattet, daß „das umgekehrte Verhältniß verkraglich feſtgeſetzt 
werden ſolle oder daß alle Kinder der Religion des Vaters oder alle 
der der Mutter folgen ſollen“. Es ſoll alſo darnach Eltern, die zum 
Beiſpiel vier Söhne und zwei Töchter haben, nicht geſtattet ſein, 
verkragsmäßig ſeſtzuſetzen, daß etwa drei Söhne der Religion des 
Vaters und ein Sohn ſowie die beiden Töchter der Religion der Mutter 
folgen ſollen. Es iſt nicht klar, welche Motive dieſer Unterbindung 
der elterlichen Vertragsfähigkeit zu Grunde liegen. Es iſt nicht ein- 
zuſehen, welchen Zweck dieſe gebundene Marſchroute haben ſoll; wahr⸗ 
ſcheinlich den, eventuelle den confeſſionellen Frieden gefährdende Seiten- 
ſprünge des elterlichen Vertragswillens unmöglich zu machen. Nat- 
dem aber der Religionsvertrag ſich überhaupt nur zwiſchen zwei 
Grenzpunkten bewegen kann: väterliche und mütterliche Religion, ſo 
könnte eine Conceſſion in der Art unſeres obigen Beiſpiels nur einen 
durchaus unſchuldigen Charakter an ſich tragen; und dies umſomehr, 
da es vielleicht zwar nicht unzweckmäßig und nicht unpraktiſch, da= 
gegen innerlich gewiß unbegründet und nicht in der Natur der Sache 
gelegen erſcheint, das zufällige Geſchlecht der Kinder einer Miſchehe 
zum juriſtiſchen Kriterium ihres Religionsbekenntniſſes zu machen. 13 
Man mag vielleicht mit einiger Begründung darauf hinweiſen können, 
daß dieſe Beſchränkung der elterlichen Dispoſition der Tendenz des 
Geſetzes entſprungen iſt, die Religion der Kinder nach jener der Eltern 
— alſo bei Miſchehen nach jener des dem gleichen Geſchlechte ange— 
hörenden Elterntheiles — zu beſtimmen. Doch erſcheint auch dadurch 
dieſe Beſchränkung nicht genügend gerechtfertigt, und man muß daher 
annehmen, daß hier eine zu enge Faſſung des Geſetzes vorliegt. 


i Rittner, Eherecht S. 62 ff.; Anders, Familienrecht S. 10 ff. 
2 AM. W. von Huſſarek a. a. O., S. 637. 

TS Der Gebrauch, wornach das Geſchlecht des Kindes das weſentliche 
Kriterium für fein Religionsbekenntniß iſt, war beſonders im 18. Jahrhundert 
in Deutſchland vorherrſchend, befteht jedoch heute nur noch in Oeſterreich (Geſetz 
vom 25. Mai 1868); Baiern (2. Beilage zur Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 
1818, Abſchnitt 1, Capitel 3); Mecklenburg⸗Schwerin (Verordnung vom 30. März 
1821, wodurch § III der Verordnung vom 25. Jänner 1811 abgeändert wird); 
Sachſen-Gotha (Gefetz vom 15. Auguſt 1834, $ 18, Ainea 2). Vergleiche 
Schmidt, Confeſſion der Kinder nach den Landesrechten im Deutſchen Reiche 
(1890), — Vergleiche die Vorſchläge von Huſſareks de lege ferenda a. a. O., 
Seite 650 ff. à 


5. Der Religionsvertrag kann gemäß Artikel 1, Minen 2 vor 
oder nach der Ehe abgeſchloſſen werden, Nupturienten wie Ehegatten 
können ihn contrahiren. Er wird perfect durch das Zuſtandekommen 
der Willensübereinſtimmung zwiſchen den Ehegatten, und kommen 
diesbezüglich die allgemeinen Vertragsregeln zur Anwendung. Eine 
beſtimmte Form ift für den Religionsvertrag geſetzlich nicht vorge⸗ 
ſchrieben, und auch da ſind die allgemeinen Beſtimmungen der 
allgemeinen Vertragslehre maßgebend. 14 Fraglich ift dabei, ob ein 
ſolcher Vertrag nach Analogie des § 863 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches auch ſchon durch concludente Handlungen eines Contra— 
henten zu Stande kommt, dies würde ſich für unſere Frage ſo dar— 
ſtellen, daß z. B. der proteſtantiſche Vater die ihm von feiner fatho- 
liſchen oder griechiſch-orientaliſchen Ehegattin geborene Tochter prote— 
ſtantiſch taufen läßt und die Verhältniſſe derart geartet find, daß 
die Mutter ſchon vor eine fertige Thatſache zu ſtehen kommt. Es 
entſteht nun die Frage: Iſt dies als Rechtswidrigkeit zu behandeln? 
Die Beantwortung dieſer Frage hängt von dem Verhalten des anderen 
Ehegatten, alfo hier der Mutter, ab. Denn wenn die Mutter nicht 
zuſtimmen will oder nicht zuſtimmen kann, weil ſie z. B. gerade 
wahnſinnig wird oder ſtirbt, ſo iſt kein Vertrag zu Stande gekommen, 
es liegt rechtlich eine Verletzung des Artikels 1, Alinea 2 vor, das 
Vorgehen des Vaters erſcheint als geſetzwidriger Willküract, und es 
muß daher die Einreihung der Tochter in die Religion der Mutter 
angeordnet werden.!5 — Wenn dagegen die Mutter hinterher zu— 
ſtimmt, ſo bleibt es bei der proteſtantiſchen Religion der Tochter, und 
es kommt eben durch die Zuſtimmungserklärung der Mutter ein Ver— 
trag zu Stande, wobei der eine Contrahent (hier die Mutter) durch 
ſein Dulden ſchon geleiſtet hat. Es muß aber nunmehr der Vertrag 
genau ſtipulirt werden, nämlich ob alle folgenden Kinder gleichfalls 
proteſtantiſch erzogen werden ſollen oder nur noch die etwaigen 
Töchter. 

Wir müſſen gleich hinzufügen, daß nach öſterreichiſchem Rechte 
ein ſolcher Fall wie der unſeres Beiſpiels nur unter ganz beſonderen 
Umſtänden vorkommen könnte, normalerweiſe aber undenkbar iſt. 
Denn Artikel 8 des interconfeſſionellen Geſetzes unterſagt den Seel- 
ſorgern ausdrücklich, Functionen an Angehörigen eines anderen 
Glaubens ohne eine gewiſſe Legitimation vorzunehmen. Will alſo der 
proteſtantiſche Seelſorger unſeres Beiſpiels mit dem genannten 
Artikel 8 interconfeſſionellen Geſetzes nicht in Conflict kommen, ſo 
darf er ſich nicht mit dem bloßen auf Vornahme des Taufactes ge— 
richteten Erſuchen des proteſtantiſchen Ehemannes begnügen, ſondern 
benöthigt noch außerdem zu ſeiner Deckung die unmittelbare Zu— 
ſtimmungserklärung der katholiſchen Ehegattin; er muß alfo mit 
anderen Worten von dem Abſchluß eines Religionsvertrages förmlich 
Kenntniß nehmen. Doch iſt er weder verpflichtet noch berechtigt, ſich 
um die Details, um den genauen Inhalt dieſes Vertrages zu 
intereſſiren, er kann und muß dies nur inſoweit, als er es zu ſeiner 
perſönlichen Legitimation, zu ſeiner eigenen Deckung benöthigt; 
darüber hinausgehende Auskünfte können ihm auch die Parteien ver= 
weigern. 

Wirkungslos iſt auch der Vertrag, welcher auf eine den 
§ 869 ff. des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zuwiderlauſende 
Art zu Stande gekommen iſt. Es iſt eben der reine, unbeeinflußte 
Wille der Eltern weſentlich für die Rechtsgiltigkeit des ganzen 
Religionsvertrages. Davon geht auch die Entſcheidung des Ver— 
waltungsgerichtshofes vom 20. Februar 188416 aus, wonach die 
Vertragsſtipulationen zwiſchen Ehegatten gemiſchter Ehen über das 
Religionsbekenntniß ihrer nicht fieben Jahre alten Kinder nicht ohne 
Anlangen der intereſſirten Ehegatten um ſo weniger gegen deren 
Willen vollzogen werden dürfen, da ja nach Artikel 2 ſolche Che- 
gatten von dem Vertrage rückſichtlich nicht ſieben Jahre alter Kinder 
jederzeit abgehen können. 

Der Religionsvertrag iſt entweder einſeitig oder zweiſeitig ver— 
bindlich, erſteres iſt er dann, wenn durch den Vertrag feſtgeſetzt wird, 
daß alle Kinder der Religion nur eines Ehegatten folgen ſollen, weil 
der Vertrag in dieſem Falle nur für einen Ehegatten Verbindlichkeiten 
begründet; letzteres dann, wenn die umgekehrte Anwendung des ge— 

14 Dies bemerkt auch Henner a. a. O., S. 151. 


15 Vergleiche die Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes vom 8. Juli 1898, 
16 Bu dwins ki 2028. 
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ſetzlichen Normalfalles vertraglich ſtatuirt wird. — Ein vor der Ehe 
abgeſchloſſener Religionsvertrag iſt ſuspenſiv bedingt; ſeine Rechts⸗ 
wirkſamkeit ift nämlich davon abhängig gemacht, daß die Contrahen⸗ 
ten künftighin auch wirklich die Ehe abſchließen, daß die Contrahenten 
des Religionsvertrages auch den Ehevertrag contrahiren. 

6. Als Endigungsgründe kommen für den Religionsvertrag in 
Betracht: 1. Ein zweiter Vertrag (Artikel 2, Alinea 1). 2. Religions- 
wechſel eines oder beider Elterntheile (Artikel 2, Ainea 2). Die Eltern 
ſind an den einmal abgeſchloſſenen Vertrag nicht gebunden; ſie können 
ihn auf Grund gegenſeitigen Uebereinkommens durch einen zweiten 
Vertrag ändern: denn der zweite Satz des Artikels 2, Alinea 1 be- 
ſtimmt: Es können jedoch Eltern, welche nach Artikel 1 das 
Religionsbekenntniß der Kinder vertragsmäßig zu beſtimmen berechtigt 
ſind, dasſelbe bezüglich jener Kinder ändern, welche noch nicht das 
ſiebente Lebensjahr zurückgelegt haben. Aber auch ein Religionswechſel 
der Eltern oder nur eines Elterntheiles hat für den Vertrag auf- 
hebende Wirkung; es beſtimmt nämlich Artikel 2, Minea 2: Im Falle 
eines Religionswechſels eines oder beider Elterntheile ſind jedoch die 
vorhandenen Kinder, welche das ſiebente Lebensjahr noch nicht voll— 
endet haben, in Betreff des Religionsbekenntniſſes ohne Rückſicht auf 
einen vor dem Religionswechſel abgeſchloſſenen Vertrag ſo zu be— 
handeln, als wären ſie erſt nach dem Religionswechſel der Eltern ge— 
boren worden. — Es iſt alſo im Grunde dieſer Beſtimmung der 
Fortbeſtand dieſes Religionsvertrages durch den Religionswechſel ſchon 
eines Contrahenten unmöglich gemacht. Denn entweder wird die 
Miſchehe durch dieſen Religionswechſel zu einer glaubensgleichen, und 
dann muß unter Ausſchluß jedes Vertrages das zwingende Recht des 
Artikels 1, Alinea 1 zur Awendung kommen; oder aber es bleibt 
die Ehe begrifflich auch weiter eine Miſchehe mit nur veränderter 
Form, und dann iſt ein Vertrag zwar zuläſſig, aber keineswegs der 
frühere, weil derſelbe ein nunmehr ausgeſchaltetes und unzuläſſiges 
Vertragselement enthielt: nämlich das frühere Bekenntniß des über— 
getretenen Ehegatten. 

Daß dieſer Religionsvertrag praktiſch nur ein Schatten einer 
freien Willensbeſtimmung der Eltern iſt, ergibt ſich wieder aus der 
oben im Wortlaute angegebenen Beſtimmung des Artikels 2, Alinea 2 
interconfefſionellen Geſetzes, denn jeder Religionsvertrag wird im Grunde 
dieſer Beſtimmung hinfällig durch den Religionswechſel ſchon eines 
Ehegatten. Daraus folgt, daß die Einhaltung und Erfüllung des 
Religionsvertrages einfach in das Belieben der einzelnen Contrahenten 
geſtellt iſt; daß auch bei eventuellen Meinungsdifferenzen, die eine 
vertragliche Abänderung des beſtehenden Religionsvertrages zwiſchen 
den Ehegatten im Sinne des Artikels 2, Alinea 1 vielleicht ganz 
ausſchließen, ein eigenmächtiger Schritt ſchon eines Ehegatten ge— 
nügt, um den ganzen „Vertrag“ zunichte zu machen. Hier zeigt ſich 
wieder deutlich, ein wie weſenloſes Ding dieſer Vertrag iſt; denn 
immer drängt ſich die ſtarre, jede Parteidispoſition ausſchließende 
geſetzliche Regelung vor. Und wieder mag hier zur ſachlichen Klärung 
auf die bereits oben betonte ratio legis des interconfeſſionellen Ge- 
ſetzes hingewieſen werden: Schaffung einer Grundlage für friedliche 
Parität der einzelnen Religionsgeſellſchaften, Ausſchaltung aller Pro⸗ 
paganda, Proſelytenmacherei, Beeinfluſſung u. ſ. w. Daher das 
Streben nach möglichſter Beſchränkung der Parteidispoſition, daher 
die zahlreichen Cautelen, denen der Religionsvertrag unterworfen iſt, 
daher das Eintreten der geſetzlichen Regelung, wenn der Religions- 
vertrag gebrochen wird. 


Weder aus dem Wortlaute, noch aus dem Geiſte des Geſetzes 


ift es erſichtlich, ob § 919 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
auch hier Geltung hat, d. i. ob die gänzliche oder theilweiſe Nicht- 
erfüllung des Religionsvertrages von Seite eines Contrahenten nicht 
die Forderung nach Aufhebung des Vertrages begründe, ſondern nur 
die nach genauer Erfüllung. Dies würde ſich für unſere Frage beiſpiels⸗ 
weiſe folgendermaßen ſtellen: Ein katholiſcher Ehemann ſchließt mit 
ſeiner proteſtantiſchen Ehegattin einen Religionsvertrag, demzufolge 
die Söhne dieſer Ehe proteſtantiſch und die Töchter katholiſch 
erzogen werden ſollen. Trotzdem läßt er nun ſein erſtes Kind — 
einen Sohn — katholiſch taufen, ohne daß die Mutter dies wegen 
eigenartiger Umſtände verhindern kann.!“ Iſt nun dadurch der Religions⸗ 


17 Hier braucht der Seelſorger von dem Religionsvertrage nicht Kenntniß 
zu nehmen, weßhalb das oben sub 5 Geſagte für dieſen Fall nicht zutrifft. 


vertrag gebrochen und ſind die zur Welt kommenden Töchter proteſtantiſch 
zu erziehen? Dieſe Frage muß jedenfalls verneint werden; denn das 
Geſetz kennt im Artikel 2, Ainea 1 und 2 nur zwei Erlöſchungs— 
gründe für den Religionsvertrag, und zwar 1. neuer Vertrag, 
2. Religionswechſel. Jedoch eine willkürliche einſeitige Durchbrechung 
des durch zweiſeitige Vereinbarung zuſtandegekommenen Religions— 
vertrages iſt als Endigungsgrund für letzteren im Geſetze nicht an- 
geführt. Es würde für unſeren Vertrag auch der letzte Reſt juriſtiſcher 
Lebenskraft und Exiſtenzberechtigung dahinſchwinden, wenn die Contra— 
henten ſich über die Vertragsverpflichtungen ſo beliebig und leicht 
hinwegſetzen könnten. Daher iſt der $ 919 des allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuches ſinngemüß auch hier anzuwenden, und es hat in 
ſolchem Falle die Behörde die Einreihung des Kindes in die vertrags— 
mäßig beſtimmte Religionsgenoſſenſchaft zu veranlaſſen. 

7. Der Religionsvertrag hat meiſt den Charakter einer familiären 
Uebereinkunft zwiſchen den beiden Ehegatten, er wird ſich meiſtens 
in anderen Formen bewegen als ein Darlehens- oder ein Pachtvertrag. 
Dies bewirkt einen Mangel an Beweismitteln und an Beweis— 
möglichkeit, welcher in weiterer Folge den Ausſchluß eines ausreichenden 
Rechtsſchutzes nach ſich ziehen kann. Wir haben zwar oben geſehen, 
daß das Daſein eines ſolchen Vertrages vor dem Seelſorger oder 
Matrikenführer gelegentlich der Vollziehung des Aufnahmsactes ſtets 
förmlich bekräftigt und beftätigt werden muß und auf dieſe Weiſe zur 
Kenntniß eines öffentlichen Organs gelangt; wir haben aber auch 
gleich hinzugefügt, daß es ſich da nur um die Exiſtenz des Vertrages 
im Allgemeinen, nicht aber um die Details desſelben, um ſeinen 
genauen Inhalt handelt. Würde der Seelſorger die Rechtspflicht 
haben, ſich die Kenntniß des ganzen Vertragsinhaltes zu verſchaffen, 
womit natürlich die Mittheilungspflicht der Contrahenten verbunden 
ſein müßte, ſo wäre dadurch dem Vertrage gleichſam eine beſtimmte 
Form gegeben, es wäre in denſelben das Publicitätsprincip getragen 
und damit fein juriſtiſcher Werth weſentlich erhöht. Nachdem dies 
aber nicht der Fall iſt und der Religionsvertrag ſeinen Details nach 
aus dem Rahmen der Familie in den meiſten Fällen kaum merklich 
hervortritt, nachdem ſodann, wie wir geſehen haben, jeder Contrahent 
die Möglichkeit hat, den Vertrag ganz einſeitig und willkürlich durch 
Religionswechſel zu brechen, ſo läßt ſich mit einiger Berechtigung ſagen, 
daß dem Religionsvertrag — wenn auch nicht im Princip, in der 
Theorie, ſo doch in der Praxis — ein ausreichender Rechtsſchutz 
mangelt, und daß derſelbe daher, wenn auch nicht eine reine Natural— 
obligation, fo doch gleichſam nur eine Quasi⸗-Naturalobligation be= 
gründet. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Poſtweſen iſt ein eigentliches Verwaltungsgeſchäft des Staates. 

Die ſtaatliche Poftanftalt dient daher der Erfüllung wichtiger Ber- 

waltungsaufgaben und kann infolge deſſen nicht als „gewerbsmäßig 

betriebene Unternehmung“, beziehungsweiſe als „Betrieb“ im Sinne 
des Krankenverſicherungsgeſetzes angeſehen werden. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Beſchwerde der 
Bezirkskrankencaſſe in Zwettl gegen die Entſcheidung des k. k. Mini— 
ſteriums des Innern vom 28. October 1898, 3. 33.653, betreffend 
die Krankenverſicherungspflicht der nicht mit feſtem Gehalte angeſtellten 
Bedienſteten des k. k. Poſtamtes Zwettl, nach der am 25. Juni 1899 
durchgeführten öffentlichen, mündlichen Verhandlung zu Recht erkannt: 

Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. 

Entſcheidungsgründe: „Mit der angefochtenen Ent— 
ſcheidung wurde ausgeſprochen, daß die beim ärariſchen Poſtamte in 
Zwettl nicht mit feſtem Gehalt angeſtellten Perſonen der Kranken— 
verſicherungspflicht nicht unterliegen, weil auf derartige ſtaatliche An— 
ſtalten, welche einem eminent öffentlichen Intereſſe dienen, der Begriff 
der gewerblichen Unternehmung nicht anwendbar ſei, und daher auch 
nicht behauptet werden könne, daß ſie nach Art eines gewerblichen 
Unternehmens betrieben werden. 

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte nicht, in dieſer Ente 
ſcheidung eine Geſetzwidrigkeit zu erkennen. Es iſt allerdings richtig, 
daß — wie die Beſchwerde ausführt — das öffentliche Intereſſe, 


welchem ein Unternehmen zu dienen beſtimmt iſt, deſſen Charakteri— 
ſirung als eines gewerblichen oder gewerbsmäßigen Unternehmens 
nicht ausſchließt, zumal jeder Betrieb des Staates, wenn er auch 
zunächſt nur wirthſchaftliche Zwecke verfolgt, nach ſeinem Endzwecke 
öffentlichen Intereſſen dient, wie ja ſogar überhaupt jedes Gewerbe, 
wenn auch nicht in concreto, fo doch in abstracto ein öffentliches 
Intereſſe zu befriedigen beſtimmt ift. Allein es gibt ſehr viele ſolche 
Thätigkeiten, wie beiſpielsweiſe das Ertheilen von Unterricht gegen 
Entgelt, welche an ſich ohneweiters ſowohl vom Staate, als auch von 
Privaten gewerbsmäßig betrieben werden können, welche aber dieſen 
Charakter ſofort dadurch verlieren, daß ſie zu Staatsaufgaben, zu 
eigentlichen Verwaltungsgeſchäften des Staates erhoben werden, daß 
alſo das wirthſchaftliche Moment bei denſelben in den Hintergrund 
tritt und die Erfüllung einer dem Staate als ſolchem grundſätzlich 
obliegenden Aufgabe zum hervortretenden Zwecke derſelben wird. 

Jede gewerbsmäßig, alſo nach Art eines Gewerbes, betriebene 
Unternehmung muß mit dem Gewerbe, als der auf Erwerb gerichteten 
ſtändigen Arbeitsthätigkeit, das Gemeinſame haben, daß ſie nach freiem 
Belieben des Unternehmers, eventuell alſo auch im Wege der ſtaat— 
lichen Geſetzgebung, wieder eingeſtellt werden kann, wenn ſie den erhofften 
Gewinn nicht abwirft, oder wenn ein nicht erwarteter Verluſt eintritt. 

Dieſes Moment trifft aber bei Unternehmungen (Anſtalten), 
welche zunächſt der Erfüllung des Staatszweckes dienen, nicht zu, da 
deren Beſtand mit den Verwaltungsaufgaben des Staates in un— 
trennbarem Zuſammenhange ſteht. 

Es iſt alſo feſtzuhalten, daß eine Staatsanſtalt, welche zur 
Erfüllung von Verwaltungsaufgaben, beziehungsweiſe Verwaltungs— 
pflichten des Staates beſtimmt iſt, begrifflich die Bezeichnung als 
gewerbsmäßig betriebene Unternehmung, beziehungsweiſe überhaupt 
als „Betrieb“ ausſchließt. Daß ſich aber die ſtaatliche Poſt nach dem 
heutigen Stande der Auffaſſung und der Geſetzgebung als eine der— 
artige Staatsanſtalt darſtellt, und daß das Poſtweſen ſohin ein 
eigentliches Verwaltungsgeſchäft des Staates bildet, kann wohl keinem 
Zweifel unterzogen werden. ' i 

Denn abgeſehen davon, daß das Poſtweſen allgemein als ein 
not hw endiger Zweig der Staatsverwaltung angeſehen wird, er— 
gibt ſich deſſen eigentliches Wirken klar aus dem kaiſerlichen Patente 
vom 5. November 1837, Nr. 240 der Juſtiz⸗Geſetzſammlung, worin 
die Erlaſſung neuer Vorſchriften über das Poſtweſen mit den wichtigen 
Vortheilen, welche eine zweckmäßige Einrichtung der Staatspoſtanſtalt 
den au nterth anen gew ährt, und mit der Abſicht motivirt wird, 
die in dieſer Anſtalt gelegenen Mittel zur Belebung des 
Verkehres zu vervollkommnen. 

Hier wird mit nicht deutungsfähigen Worten als hervortretender 
Zweck der Staatspoſtanſtalt die Beförderung der allgemeinen Wohl- 
fahrt durch Belebung und Sicherung des Verkehres, alfo die Erfüllung 
einer Staatsqufgabe, hingeſtellt und dadurch ungefähr in dieſelbe Linie 
wie das Reichsſtraßenweſen, gerückt, welches doch gewiß — ſelbſt bei be⸗ 
ſtehender Bemauthung — nicht als eine gewerbsmäßige Unternehmung 
bezeichnet werden kann. Hiedurch wird nicht ausgeſchloſſen, dafs im 
einzelnen Falle und unter Umftänden der factiſche Betrieb der Poſt 
unter verſchiedenen Modalitäten und in beſchränktem Maße an private 
Unternehmer überlaſſen werden kann, und daß der Betrieb in der Hand 
der Unternehmer allerdings zu einem gewerbsmäßigen Unternehmen wird. 

Die Erfüllung der dem ſtaatlichen Poſtweſen zu Grunde liegenden 
Staatsaufgabe erſchöpft ſich in dieſem Falle eben in der Aufſtellung 
entſprechender Bedingungen und in der gehörigen Ueberwachung des 
privaten Unternehmens. , 

Aus allen diefen Gründen war die Beſchwerde abzuweiſen.“ 


(Erk. des Verwaltungsgerichtshofes vom 23. Juni 1899, 3. 5111.) 


Mit bildlichen Darſtellungen verſehene Correſpondenzkarten der im 
§ 4 PrO. bezeichneten Art (foge Anſichtskarten), welche, wenn⸗ 
gleich an ſich unſträflich, in Text oder Bild einem politiſchen Ge⸗ 
danken Ausdruck geben, find der Begünſtigung des § 9, alinea 2 
($ 23, alinea 3) Pr.⸗G. nicht theilhaftig. 

Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 5. April 
1899, 3. 5009, über die von dem Generalprocurator zur Wahrung 
des Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des 
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Kreisgerichtes in Jiéin vom 3. Februar 1899, mit welchem das 
Urtheil des Bezirksgerichtes daſelbſt vom 23. December 1898, welches 
den Theodor B. der in den 8§8 9 und 17 Pr.-G. bezeichneten 
Uebertretungen und den Anton M. der Uebertretung des $ 23 Pr.-G. 
ſchuldig erkannte, in Folge ihrer Berufung aufgehoben ward, und 
die Angeklagten nach 8 259, Z. 3 St.-P.⸗O. freigeſprochen wurden, 
zu Recht erkannt: Durch das Urtheil des Kreisgerichtes in Jiein als 
Berufungsgerichtes wurde das Geſetz verletzt. 

Gründe: Laut der Acten ließ Theodor B. in ſeiner Buch— 
druckerei zu Neuſtadt a. d. Mettau Correſpondenzkarten mit einer 
Anſicht der Stadt Trautenau, dem böhmiſchen Landeswappen und 
der Aufſchrift „Pozdrav z Trutnova v nedilnem království Českém“ 
herſtellen. Der Druckort, der Name (die Firma) des Druckers und 
des Verlegers waren auf denſelben nicht erſichtlich und Pflichtexemplare 
bat Theodor B. bei der Sicherheitsbehörde des Ausgabeortes nicht 
hinterlegt. Anſichtskarten dieſer Art hielt der Handelsmann Anton 
M. in Trautenau feil, obſchon er zum Verkaufe von Druckſchriften 
die nach 8 23 Pr.-G. erforderliche behördliche Bewilligung nicht 
beſaß. Auf Grund dieſer Sachlage erkannte das Bezirksgericht in 
Jiein mit Urtheil vom 23. December 1898 Theodor B. der in den 
§§ 9 und 17 Pr.⸗G. bezeichneten Uebertretungen, Anton M. aber 
der Uebertretung des 8 23 Pr.-G. ſchuldig und verhängte über 
erſteren eine Geldſtrafe von 10 fl., über letzteren eine ſolche von 3 fl. 
Der Berufung beider Angeklagten gab jedoch das Kreisgericht in Stein 
ſtatt und ſprach dieſelben mit Urtheil vom 3. Februar 1899 gemäß 
$ 259, 3. 3 St.⸗P.⸗O. von der Anklage frei. Der Gerichtshof 
ging hiebei von der Anſchauung aus, es handle ſich um eine aus— 
ſchließlich den Bedürfniſſen des geſelligen Lebens dienende Druckſchrift, 
die eben wegen dieſer ganz beſchränkten Zweckbeſtimmung unter die 
im Abſatz 2 des § 9 Pr.-G. angeführten privilegirten Preßerzeugniſſe 
gehöre und darum von den zur Aufrechthaltung der Ordnung in 
Preßſachen gegebenen Vorſchriften befreit ſei. Dieſe Anſchauung iſt 


jedoch eine rechtsirrige. Iſt auch — wie das Berufungsgericht bei 
Begründung des Freiſpruches nebſtdem hervorhebt — der Inhalt der 


fraglichen Anſichtskarten in ſtrafrechtlicher Beziehung vollkommen un— 
bedenklich, ſo kann doch nicht zugeſtanden werden, daß er lediglich 
Zwecken des geſelligen Lebens zu dienen beſtimmt ſei. Er enthält 
mehr, als hiezu unumgänglich erforderlich wäre. Der Untheilbarkeit 
des Königreiches Böhmen Erwähnung zu thun, deſſen bedurfte es, 
wenn die Anſichtskarte bloß den geſelligen Verkehr vermitteln ſollte, 
ſicherlich nicht. Ihr vorgedruckter Inhalt gibt vielmehr zugleich einer 
politiſchen Anſchauung Ausdruck. Der auf der einen Seite auf— 
geſtellten Forderung ſprachlicher Abgrenzung der Verwaltungs- und 
Gerichtsbezirke wird von der anderen Seite der Grundſatz der Un— 
theilbarkeit des Landes entgegengeſtellt und jeder Verſuch, ſprachlich 
homogene Sprengel zu bilden, als „Landeszerreißung“ bezeichnet. 
Wird nun in der Anſichtskarte, die zugleich das Wappen des König— 
reiches Böhmen aufweiſt, deffen Untheilbarkeit hervorgehoben, jo prägt 
ſich darin der angedeutete Gegenſatz der politiſchen und nationalen 
Beſtrebungen der beiden das Land bewohnenden Volksſtämme unver— 
kennbar aus. Der legislative Grund der im § 9, Abſatz 2, Pr.-G. 
den daſelbſt bezeichneten Druckſchriften gewährten Ausnahme beſteht 
daher für die fragliche Anſichtskarte nicht. Vermöge ihres politiſchen 
Inhaltes war ſie der preßbehördlichen Ueberwachung nicht zu ent— 
ziehen, und daß fie die im Abſatz 1 des § 9 Pr.⸗-G. vorgeſehenen 
Daten nicht enthält und ein Pflichtexemplar derſelben der Sicherheits- 
behörde des Ausgabeortes nicht vorgelegt wurde, macht deren Drucker 
Theodor B. nach § 9 und 17, letzter Abſatz, Pr.-G. verantwortlich. 
Belangend den Thatbeſtand des $ 23 Pr. G. iſt hervorzuheben, daß 
der dritte Abſatz dieſes Paragraphen mit dem zweiten Abſatz des 8 9 
Pr.⸗G. in enger Wechſelbeziehung ſteht. Eine Kundgebung von 
rein örtlichem oder gewerblichem Intereſſe kann in dem Inhalte der 
Anſichtskarte ebenſowenig erkannt werden, als ein ausſchließliches 
Mittel geſelligen Verkehrs. Der darin zum Ausdrucke gebrachte Ge— 
danke berührt die Intereſſen der Bevölkerung des ganzen Königreiches 
Böhmen und greift über den Rahmen des dritten Abſatzes des § 23 
Pr.⸗G. weit hinaus. Die Anſichtskarte durfte daher ohne preß— 
behördliche Bewilligung nicht feilgeboten werden, und Anton M. hat 
ſich dadurch, daß er ſie in ſeinem Geſchäfte feilhielt, der Uebertretung 
des § 23 Pr.⸗G. ſchuldig gemacht. 
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In Folge der Nichtigkeitsbeſchwerde des Generalprocurators zur 
Wahrung des Geſetzes war ſohin nach den $ 33 und 292 St.-P.⸗O. 
zu erkennen, daß durch das Urtheil des Berufungsgerichtes das 
Geſetz in den Beſtimmungen der 88 9, 17 und 28 Pr. G. verletzt 
worden ſei. 


Notiz. 


(Eine Entſcheidung des deutſchen Reichsgerichtes über die 
Haftpflicht der Gemeinde für durch die ſchadhafte Einrichtung 
in einer Gemeindeanſtalt [Schlachthaus] zugefügte Verletzungen.) 
Die „Deutſche Gemeinde⸗Zeitung! berichtet: „Der Fleiſchermeiſter Wienicke zu 
Schwedt a. O. erlitt am 2. Januar 1896 im Schlachthauſe zu Schwedt dadurch 
eine Verletzung, daß er beim Erfaſſen des über dem Brühkeſſel hängenden Draht: 
ſeiles ſich ein an einer ſchadhaſten Stelle hervortretendes Drahtende in den vierten 
Finger der rechten Hand bohrte. Dieſe Verletzung führte eine Sehnenſcheidenent⸗ 
zündung und in Folge deren Steifheit des Fingers und eine dauernde Minderung 
der Erwerbsfähigkeit herbei. Letztere bezifferte der Verletzte auf 25 Prz. und ver⸗ 
langte klagend von der Stadtgemeinde Schwedt Zahlung der Arztkoſten und eine 
Entſchädigung von 275 Mk. für zeitweiſe gänzliche und eine Rente von 21:75 Mk. 
für dauernd verminderte Erwerbsfähigkeit. Das Königl. Landgericht in Prenzlau 
erklärte den Schadenerſatz für begründet und das Königl. Kammergericht beſtätigte 
das Urtheil. Das Reichsgericht hat die von der Stadtgemeinde gegen das kammer— 
gerichtliche Urtheil eingelegte Reviſion zurückgewieſen. Das Reviſionsgericht führt 
aus: Nach § 4 des Geſetzes vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung offent⸗ 
licher Schlachthäuſer, ift den Gemeinden die Verpflichtung auferlegt, das Öffentliche, 
ausſchließlich zu benutzende Schlachthaus den örtlichen Bedürfniſſen entſprechend 
einzurichten und zu erhalten. Mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmung habe der Kläger 
annehmen miiſſen, daß die gewerbliche Anlage der Stadt ſich in einem gefahrloſen 
Zuſtande befinde. Die Schadhaftigkeit des Seiles ſei aber den Beamten der Stadt 
bekannt geweſen und die nicht rechtzeitige Abſtellung dieſes Mangels ſei 
ein grobes Verſehen der Beamten in Ausübung ihrer Pflicht; für das Verſehen 
ihrer Willensorgane ſei aber die Gemeinde verantwortlich. Die Reviſion rügt, die 
vom Berufsgericht begründete Haftpflicht der Stadtgemeinde auf Grund des § 4 
des erwähnten Geſetzes betreſſe nicht die Fürſorge für die in dem Schlachthauſe 
beſchäftigten Perſonen. Das Reviſionsgericht erachtete jedoch die Stadtgemeinde 
aus den vom Kläger angeführten Gründen für erfagpflihtig. Auch für das Gebiet 
des preußiſchen Landrechts habe der Grundſatz Anerkennung gefunden, daß juriſtiſche 
Perſonen für ſchuldhafte Handlungen ihrer Vertreter auch außercontraclich unter 
der Vorausſetzung verantwortlich ſeien, daß der Vertreter der juriſtiſchen Perfon, 
aus deſſen Verſchulden dieſelbe verantwortlich gemacht werde, ein dieſelbe repräſen— 
tirendes Willensorgan fei und die ſchuldhafte Handlung oder Unterlaſſung inner: 
halb der dem Vertreter zugewieſenen amtlichen Thätigkeit liege. Dies treffe hier 
zu. Es ſei Aufgabe der Gemeinde und ihrer Organe, ſich von einer mangelhaften 
Einrichtung Kenntniß zu verſchaffen und die Ausführung der den Aufſichtsbeamten 
übertragenen Obliegenheiten zu überwachen. Dieſe Feſtſtellung aber, welche das 
Berufungsgericht getroffen, reiche zur Begründung der Verantwortlichkeit der bes 
klagten Stadtgemeinde aus. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Vorſtande des Telegraphen-Correſpondenz-Bureau 
Regierungsrathe Ludwig Benedict Hahn den Titel eines Hoſrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberinſpector der öſterreichiſchen Staatsbahnen 
Adolph Praſch anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungs⸗Official des Finanz⸗ 
miniſteriums Franz Zil ka zum Rechnungsrevidenten des Oberſten Rechnungshofes 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Polizei-Obercommiſſäre Johann Ag, 
Dr. Anton Mahkovec und Bernhard Bacher zu Polizeiräthen, dann den 
Bezirkscommiſſär Hermann Oſti, ſowie die Polizei⸗Commiſſäre Franz Jofeph 
Hendle und Michael Pertot zu Polizei-Obercommiſſären in Trieſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat Bezirks⸗Obercommiſſüär Anton Grodki 
und die Statthalterei:Sceretäre Conſtantin Piero zyüski und Heinrich Graf 
Morſtin zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Ladislaus Skal⸗ 
kowski und Stanislaus Bodnar zu Statthalterei-Secretären in Galizien 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur-Adjuncten der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen Ludwig Nejdl und den Bauadjuncten Emil Eysu zu Ingenieuren 
für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieurs-Adjuncten der Südbahn⸗ 
Geſellſchaft Rudolf Saliger zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Ober: 
öſterreich ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanzcommiſſär Heinrich 
Konſchil zum Finanz⸗Obercommiſſär bei der Finanz⸗Direction in Linz ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Salz⸗Oberamts⸗Controlor 
Joſeph Maly zum Salz⸗Oberamts⸗Verwalter in der achten Rangsclaſſe bei dem 
Salzoberamte in Pirano ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Zollobercontrolor Franz 
Riſcha wy in Linz und den Zollamtsverwalter Roman Iſer in Simbach zu 
Zolloberamts⸗Verwaltern in der 8. Rangsclaſſe ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Controlor des Wiener Tabak⸗ 
Hauptmagazins Karl Walbiner zum Director dieſes Magazins ernannt. 


Der Leiter des Finanzminiſteriums hat die Einnehmer bei den Finanz⸗ 
und gerichtlichen Depoſitencaſſen Joſeph Niklas und Eduard Wiſſer zu Ober- 
einneh mern ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Hauptſteueramts⸗Controlor 
Joſef Sklenar zum Hauptſteuereinnehmer bei der Finanz⸗Laudesdirection in 
Brünn ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat im Status der alpinen Salinen— 
Verwaltungen den Caſſacontrolor Eduard Sacchi zum Hauptcaſſe⸗Official ernannt. 

„Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Hauptcaſſier Rudolf Boller 
zum Liquidator und den Adjuncten Joſef Chladek zum Hauptcaſſier bei der 
Staatsſchuldencaſſe ernannt. : 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Poſtverwalter Moriz Ruzicka 
in Bielitz und den Poſtcontrolor Johann Zink in Brünn zu Oberpoſtcontroloren 
in Prerau ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberingenieur Alois Cervellini zum 
Baurathe und den Ingenieur Franz Colom bichio von Taubenbühel zum 
Oberingenieur bei der Seeverwaltung ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Commiſſär Caſpar Mirosevie 
zum Oberſorſtrommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Bergbau-Eleven Dr. Julian Czapliuski, 
Franz Aggermann von Bellenberg und Dr. Oskar Eypert zu Adjuncten 
im Stande der Bergbehörden ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergeommiſſär Kasimir Koſtkiewiez zum 
Oberbergeommiſſär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergmeiſter Oskar Nowak in Jakobeni 
zum Bergverwalter ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktica ten Ferdinand Lifka zum 
Forſt⸗Inſpections⸗Adjuncten ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Miniſterial-Viceſecretäre Dr. Hans von 
Dobner, Dr. Hans Gaber und Rudolf Graf Chorinsky zu Miniſterial⸗ 
Secretären im Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Miniſterial⸗Concipiſten Heinrich Hirt, 
Dr. Herrmann Boeß, Dr. Sigmund Byk und Dr. Franz Ritter von Pod— 
lewski zu Miniſterial-⸗Viceſecretären im Eifenbahnminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


1 Statthalter ei⸗Secretärſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 
Bezirkscommiſſärſtellen in der IX. und Statthalterei-Concipiſtenſtellen 
in der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich bis 6. November 1899. (Amtsblatt 
Nr. 243.) 

1 Oberfinanzraths ſtelle in der VI. Rangsclaſſe, eventuell 1 Finanz: 
raths-, Secretärs-, Adjuncten⸗ und Concipiſten ſtelle bei der Finanz: 
procuratur in Wien bis 14. November 1899. (Amtsblatt Nr. 242.) 

1 Zoll⸗Oberamtscontrolorſtelle in der VIII. Nangsclaſſe, eventuell 
1 Zoll⸗Oberamtsofficialſtelle, bezw. Zollamts-Caſſierſtelle in der IX., 
1 Zollamtsofficial ſtelle in der X. und 1 Zollamts aſſiſtente nftelle in 
der IX. Rangsclaſſe in Wien bis 18. November 1899. (Amtsblatt Nr. 246.) 

1 Bezirksſecretärsſtelle in der X. Rangsclaſſe in Steiermark bis 
22. November 1899. (Amtsblatt Nr. 244.) 


Druckfehler⸗Berichtigung. In dem in Nr. 42 vom 19. October 1899 
erſchienenen Aufſatze „Vorſchläge zur Reformirung des Caſſenweſens bei den k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften“ hat es auf Seite 183, zweite Spalte, vorletzter Abſatz, 
erſte Zeile zu heißen: Die Anziehung eines Check-Conto-Auszuges ꝛc. — anſtatt: 
Die Ausziehung. 


N. -E. 4682. 


Conecurs-Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 
Stelle des Herretärs zu befeßen, 
mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. 6. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte, womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. November l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein- 
zubringen. — Einige Kenntniß der zweiten Landesſprache ift erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde-⸗Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 1. Jänner 1900 zu erfolgen. 

Bürgermeiſteramt Krummau, am 19. September 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshoſes als Beilagen: 
Bogen 54 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


